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Das Zweite Gesetz zur Änderung des Gesetzes gegen den unlauteren Wettbewerb 

Am 10.12.2015 ist das Zweite Gesetz zur Änderung des Gesetzes gegen den unlauteren Wettbewerb 

in Kraft getreten. Die UWG-Neuregelungen sind ohne Übergangsfrist sofort anwendbar. Die 

Grundstruktur einer einheitlichen Regelung für den B2B- und B2C-Bereich wurde beibehalten. 

Gleichwohl finden sich unterschiedliche Bestimmungen für den B2C-Bereich in § 3 Abs. 2-4 UWG, 

während § 4 Nr. 1-2 und 4 UWG n.F. besondere Regelungen für den B2B-Bereich enthält. Die „fachliche 

Sorgfalt“ in § 2 Nr. 7 UWG wurde zur „unternehmerischen Sorgfalt“ 

Generell sind gemäß § 3 Abs. 1 UWG n.F. unlautere geschäftliche Handlungen stets unzulässig. Sie 

müssen nach der Begründung des Rechtsausschusses des Bundestages auch weiterhin spürbar sein, 

obwohl das ausdrückliche Spürbarkeitserfordernis nach § 3 Abs.1 UWG a.F. gestrichen wurde. 

Stattdessen findet sich die Spürbarkeitsregel jetzt im neu eingefügten § 3 a UWG n.F., wonach unlauter 

handelt, wer einer gesetzlichen Vorschrift zuwiderhandelt, die auch dazu bestimmt ist, im Interesse 

der Marktteilnehmer das Marktverhalten zu regeln, und der Verstoß geeignet ist, die Interessen von 

Verbrauchern (B2C), sonstigen Marktteilnehmern (B2B) oder Mitbewerbern spürbar zu 

beeinträchtigen. Dieser entspricht teilweise dem alten Rechtsbruchtatbestand des § 4 Nr. 11 UWG a.F. 

Die bisherigen Vorschriften in § 4 Nr. 7-10  UWG a.F. wurden in §  4 Nr. 1-4 UWG n.F. ohne inhaltliche 

Änderungen verschoben. Neu sind umfangreiche Regelungen über aggressive geschäftliche 

Handlungen in § 4a UWG n.F., die durch die bisherige mangelhafte Umsetzung aus Art. 8 und 9 UGPL 

erforderlich wurden. Gestrichen wurden die bisherigen Regelungen in § 4 Nr. 1-6 UWG a.F., die in 

teilweise veränderter Form in §§ 5, 5a UWG n.F. wiederkehren. Bestimmungen darüber, welche 

Informationen für den Verbraucher i.S.d. Art. 7 UGPL wesentlich sind, enthält § 5 Abs.2 UWG n.F.  Es 

sind die, die der Verbraucher tatsächlich benötigt, um eine informierte geschäftliche Entscheidung zu 

treffen. Erleichterungen zur Informationsübermittlung gemäß Art 7 Abs. 4 UGPL  enthält § 5a Abs. 5 

UWG n.F. Zu denken ist etwa an ergänzende Informationen im Internet, wenn das Werbemittel nur 

beschränkten Platz bietet. 

Das generelle Kopplungsverbot in § 4 Nr.6 UWG a.F. war bereits vor einiger Zeit  vom EuGH als 

richtlinienwidrig erklärt worden. 

Der fliegende Gerichtsstand in § 14 Abs.2 UWG wurde unverändert beibehalten. 

 

UWG alte Fassung UWG neue Fassung 

§ 2 Definitionen § 2 Definitionen 

(1) Im Sinne dieses Gesetzes bedeutet (…) 
 
7. „fachliche Sorgfalt“ der Standard an Fach-
kenntnissen und Sorgfalt, von dem billigerweise 
angenommen werden kann, dass ein Unter-
nehmer ihn in seinem Tätigkeitsbereich gegen-
über Verbrauchern nach Treu und Glauben unter 
Berücksichtigung der Marktgepflogenheiten 
einhält. 

(1) Im Sinne dieses Gesetzes bedeutet (…) 
 
7. „unternehmerische Sorgfalt“ der Standard an 
Fachkenntnissen und Sorgfalt, von dem billiger-
weise angenommen werden kann, dass ein Un-
ternehmer ihn in seinem Tätigkeitsbereich ge-
genüber Verbrauchern nach Treu und Glauben 
unter Berücksichtigung der anständigen Markt-
gepflogenheiten einhält; 

 8. „wesentliche Beeinflussung des wirt-
schaftlichen Verhaltens des Verbrauchers“ die 
Vornahme einer geschäftlichen Handlung, um 
die Fähigkeit des Verbrauchers, eine in-
formierte Entscheidung zu treffen, spürbar zu 
beeinträchtigen und damit den Verbraucher zu 
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einer geschäftlichen Entscheidung zu ver-
anlassen, die er andernfalls nicht getroffen 
hätte; 

 9. „geschäftliche Entscheidung“ jede Ent-
scheidung eines Verbrauchers oder sonstigen 
Marktteilnehmers darüber, ob, wie und unter 
welchen Bedingungen er ein Geschäft ab-
schließen, eine Zahlung leisten, eine Ware oder 
Dienstleistung behalten oder abgeben oder ein 
vertragliches Recht im Zusammenhang mit 
einer Ware oder Dienstleistung ausüben will, 
unabhängig davon, ob der Verbraucher oder 
sonstige Marktteilnehmer sich entschließt, 
tätig zu werden. 

§ 3 Verbot unlauterer geschäftlicher 
Handlungen 

§ 3 Verbot unlauterer geschäftlicher 
Handlungen 

(1) Unlautere geschäftliche Handlungen sind un-
zulässig, wenn sie geeignet sind, die Interessen 
von Mitbewerbern, Verbrauchern oder sons-
tigen Marktteilnehmern spürbar zu beeinträch-
tigen. 

(1) Unlautere geschäftliche Handlungen sind 
unzulässig. 

(2) Geschäftliche Handlungen gegenüber Ver-
brauchern sind jedenfalls dann unzulässig, wenn 
sie nicht der für den Unternehmer geltenden 
fachlichen Sorgfalt entsprechen und dazu 
geeignet sind, die Fähigkeit des Verbrauchers, 
sich auf Grund von Informationen zu 
entscheiden, spürbar zu beeinträchtigen und ihn 
damit zu einer geschäftlichen Entscheidung zu 
veranlassen, die er andernfalls nicht getroffen 
hätte. Dabei ist auf den durchschnittlichen 
Verbraucher oder, wenn sich die geschäftliche 
Handlung an eine bestimmte Gruppe von 
Verbrauchern wendet, auf ein durchschnittliches 
Mitglied dieser Gruppe abzustellen. Auf die Sicht 
eines durchschnittlichen Mitglieds einer auf 
Grund von geistigen oder körperlichen 
Gebrechen, Alter oder Leichtgläubigkeit 
besonders schutzbedürftigen und eindeutig 
identifizierbaren Gruppe von Verbrauchern ist 
abzustellen, wenn für den Unternehmer 
vorhersehbar ist, dass seine geschäftliche 
Handlung nur diese Gruppe betrifft. 

(2) Geschäftliche Handlungen, die sich an 
Verbraucher richten oder diese erreichen, sind 
unlauter, wenn sie nicht der unternehmer-
ischen Sorgfalt entsprechen und dazu geeignet 
sind, das wirtschaftliche Verhalten des Ver-
brauchers wesentlich zu beeinflussen. 

(3) Die im Anhang dieses Gesetzes aufgeführten 
geschäftlichen Handlungen gegenüber Verbrau-
chern sind stets unzulässig. 

(3) Die im Anhang dieses Gesetzes aufgeführten 
geschäftlichen Handlungen gegenüber Verbrau-
chern sind stets unzulässig. 

 (4) Bei der Beurteilung von geschäftlichen 
Handlungen gegenüber Verbrauchern ist auf 
den durchschnittlichen Verbraucher oder, 
wenn sich die geschäftliche Handlung an eine 
bestimmte Gruppe von Verbrauchern wendet, 
auf ein durchschnittliches Mitglied dieser 
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Gruppe abzustellen. Geschäftliche Handlungen, 
die für den Unternehmer vorhersehbar das 
wirtschaftliche Verhalten nur einer eindeutig 
identifizierbaren Gruppe von Verbrauchern 
wesentlich beeinflussen, die auf Grund von 
geistigen oder körperlichen Beeinträchti-
gungen, Alter oder Leichtgläubigkeit im Hinblick 
auf diese geschäftlichen Handlungen oder die 
diesen zugrunde liegenden Waren oder Dienst-
leistungen besonders schutzbedürftig sind, sind 
aus der Sicht eines durchschnittlichen Mitglieds 
dieser Gruppe zu beurteilen. 

 § 3a Rechtsbruch 

 Unlauter handelt, wer einer gesetzlichen 
Vorschrift zuwiderhandelt, die auch dazu 
bestimmt ist, im Interesse der Marktteilnehmer 
das Marktverhalten zu regeln, und der Verstoß 
geeignet ist, die Interessen von Verbrauchern, 
sonstigen Marktteilnehmern oder Mit-
bewerbern spürbar zu beeinträchtigen. 

§ 4 Beispiele unlauterer  
geschäftlicher Handlungen 

§ 4 Mitbewerberschutz 

Unlauter handelt insbesondere, wer Unlauter handelt, wer 

1. geschäftliche Handlungen vornimmt, die 
geeignet sind, die Entscheidungsfreiheit der Ver-
braucher oder sonstiger Marktteilnehmer durch 
Ausübung von Druck, in menschenverachtender 
Weise oder durch sonstigen unangemessenen 
unsachlichen Einfluss zu beeinträchtigen; 

1. die Kennzeichen, Waren, Dienstleistungen, 
Tätigkeiten oder persönlichen oder geschäft-
lichen Verhältnisse eines Mitbewerbers herab-
setzt oder verunglimpft; 
 

(bisheriger Regelungsgehalt jetzt in § 4a) 

2. geschäftliche Handlungen vornimmt, die 
geeignet sind, geistige oder körperliche Ge-
brechen, das Alter, die geschäftliche Uner-
fahrenheit, die Leichtgläubigkeit, die Angst oder 
die Zwangslage von Verbrauchern auszunutzen; 

2. über die Waren, Dienstleistungen oder das 
Unternehmen eines Mitbewerbers oder über 
den Unternehmer oder ein Mitglied der 
Unternehmensleitung Tatsachen behauptet 
oder verbreitet, die geeignet sind, den Betrieb 
des Unternehmens oder den Kredit des 
Unternehmers zu schädigen, sofern die 
Tatsachen nicht erweislich wahr sind; handelt 
es sich um vertrauliche Mitteilungen und hat 
der Mitteilende oder der Empfänger der 
Mitteilung an ihr ein berechtigtes Interesse, so 
ist die Handlung nur dann unlauter, wenn die 
Tatsachen der Wahrheit zuwider behauptet 
oder verbreitet wurden; 
 

(bisheriger Regelungsgehalt jetzt in § 4a) 

3. den Werbecharakter von geschäftlichen 
Handlungen verschleiert; 

3. Waren oder Dienstleistungen anbietet, die 
eine Nachahmung der Waren oder Dienst-
leistungen eines Mitbewerbers sind, wenn er 
 
a) eine vermeidbare Täuschung der Abnehmer      
über die betriebliche Herkunft herbeiführt, 
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b) die Wertschätzung der nachgeahmten Ware 
oder Dienstleistung unangemessen ausnutzt 
oder beeinträchtigt oder 
 
c) die für die Nachahmung erforderlichen 
Kenntnisse oder Unterlagen unredlich erlangt 
hat; 
 
(bisheriger Regelungsgehalt jetzt in § 5a Abs. 6) 

4. bei Verkaufsförderungsmaßnahmen wie 
Preisnachlässen, Zugaben oder Geschenken die 
Bedingungen für ihre Inanspruchnahme nicht 
klar und eindeutig angibt; 

4. Mitbewerber gezielt behindert. 
 

(bisherige Regelung entfällt) 

5. bei Preisausschreiben oder Gewinnspielen mit 
Werbecharakter die Teilnahmebedingungen 
nicht klar und eindeutig angibt; 

(entfällt) 

6. die Teilnahme von Verbrauchern an einem 
Preisausschreiben oder Gewinnspiel von dem 
Erwerb einer Ware oder der Inanspruchnahme 
einer Dienstleistung abhängig macht, es sei 
denn, das Preisausschreiben oder Gewinnspiel 
ist naturgemäß mit der Ware oder der 
Dienstleistung verbunden; 

(entfällt) 

7. die Kennzeichen, Waren, Dienstleistungen, 
Tätigkeiten oder persönlichen oder 
geschäftlichen Verhältnisse eines Mitbewerbers 
herabsetzt oder verunglimpft; 

(unverändert in § 4 Nr. 1) 

8. über die Waren, Dienstleistungen oder das 
Unternehmen eines Mitbewerbers oder über 
den Unternehmer oder ein Mitglied der Unter-
nehmensleitung Tatsachen behauptet oder ver-
breitet, die geeignet sind, den Betrieb des Unter-
nehmens oder den Kredit des Unternehmers zu 
schädigen, sofern die Tatsachen nicht erweislich 
wahr sind; handelt es sich um vertrauliche 
Mitteilungen und hat der Mitteilende oder der 
Empfänger der Mitteilung an ihr ein berechtigtes 
Interesse, so ist die Handlung nur dann unlauter, 
wenn die Tatsachen der Wahrheit zuwider be-
hauptet oder verbreitet wurden; 

(unverändert in § 4 Nr. 2) 

9. Waren oder Dienstleistungen anbietet,  
die eine Nachahmung der Waren oder Dienst-
leistungen eines Mitbewerbers sind, wenn er 
 
a) eine vermeidbare Täuschung der Abnehmer 
über die betriebliche Herkunft herbeiführt, 
 
b) die Wertschätzung der nachgeahmten Ware 
oder Dienstleistung unangemessen ausnutzt 
oder beeinträchtigt oder 
 

(unverändert in § 4 Nr. 3) 
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c) die für die Nachahmung erforderlichen Kennt-
nisse oder Unterlagen unredlich erlangt hat; 

10. Mitbewerber gezielt behindert; (unverändert in § 4 Nr. 4) 

11. einer gesetzlichen Vorschrift zuwider-
handelt, die auch dazu bestimmt ist, im Interesse 
der Marktteilnehmer das Marktverhalten zu 
regeln. 

(Teilweise Neufassung in § 3a) 

 § 4a Aggressive geschäftliche Handlungen 

 (1) Unlauter handelt, wer eine aggressive ge-
schäftliche Handlung vornimmt, die geeignet 
ist, den Verbraucher oder sonstigen Markt-
teilnehmer zu einer geschäftlichen Ent-
scheidung zu veranlassen, die dieser andern-
falls nicht getroffen hätte. Eine geschäftliche 
Handlung ist aggressiv, wenn sie im konkreten 
Fall unter Berücksichtigung aller Umstände 
geeignet ist, die Entscheidungsfreiheit des 
Verbrauchers oder sonstigen Marktteilnehmers 
erheblich zu beeinträchtigen durch 
 
1.  Belästigung, 
 
2. Nötigung einschließlich der Anwendung 
körperlicher Gewalt oder 
 
3. unzulässige Beeinflussung. 
 
Eine unzulässige Beeinflussung liegt vor, wenn 
der Unternehmer eine Machtposition gegen-
über dem Verbraucher oder sonstigen Markt-
teilnehmer zur Ausübung von Druck, auch ohne 
Anwendung oder Androhung von körperlicher 
Gewalt, in einer Weise ausnutzt, die die 
Fähigkeit des Verbrauchers oder sonstigen 
Marktteilnehmers zu einer informierten Ent-
scheidung wesentlich einschränkt. 

 (2) Bei der Feststellung, ob eine geschäftliche 
Handlung aggressiv im Sinne des Absatzes 1 
Satz 2 ist, ist abzustellen auf 
 
1. Zeitpunkt, Ort, Art oder Dauer der 
Handlung; 
 
2.  die Verwendung drohender oder 
beleidigender Formulierungen oder 
Verhaltensweisen; 
 
3. die bewusste Ausnutzung von konkreten 
Unglückssituationen oder Umständen von 
solcher Schwere, dass sie das Urteilsvermögen 
des Verbrauchers oder sonstigen 
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Marktteilnehmers beeinträchtigen, um dessen 
Entscheidung zu beeinflussen; 
 
4.  belastende oder unverhältnismäßige 
Hindernisse nichtvertraglicher Art, mit denen 
der Unternehmer den Verbraucher oder 
sonstigen Marktteilnehmer an der Ausübung 
seiner vertraglichen Rechte zu hindern 
versucht, wozu auch das Recht gehört, den 
Vertrag zu kündigen oder zu einer anderen 
Ware oder Dienstleistung oder einem anderen 
Unternehmer zu wechseln; 
 
5. Drohungen mit rechtlich unzulässigen 
Handlungen. 
 
Zu den Umständen, die nach Nummer 3 zu 
berücksichtigen sind, zählen insbesondere 
geistige und körperliche Beeinträchtigungen, 
das Alter, die geschäftliche Unerfahrenheit, die 
Leichtgläubigkeit, die Angst und die Zwangslage 
von Verbrauchern. 

§ 5 Irreführende geschäftliche Handlungen § 5 Irreführende geschäftliche Handlungen 

(1) Unlauter handelt, wer eine irreführende ge-
schäftliche Handlung vornimmt. Eine geschäft-
liche Handlung ist irreführend, wenn sie un-
wahre Angaben enthält oder sonstige zur Täu-
schung geeignete Angaben über folgende 
Umstände enthält: 

(1) Unlauter handelt, wer eine irreführende ge-
schäftliche Handlung vornimmt, die geeignet ist, 
den Verbraucher oder sonstigen Marktteil-
nehmer zu einer geschäftlichen Entscheidung 
zu veranlassen, die er andernfalls nicht ge-
troffen hätte. Eine geschäftliche Handlung ist 
irreführend, wenn sie unwahre Angaben enthält 
oder sonstige zur Täuschung geeignete Angaben 
über folgende Umstände enthält: 

§ 5a Irreführung durch Unterlassen § 5a Irreführung durch Unterlassen 

(2) Unlauter handelt, wer die Entscheidungs-
fähigkeit von Verbrauchern im Sinne des § 3 
Absatz 2 dadurch beeinflusst, dass er eine Infor-
mation vorenthält, die im konkreten Fall unter 
Berücksichtigung aller Umstände einschließlich 
der Beschränkungen des Kommunikations-
mittels wesentlich ist. 

(2) Unlauter handelt, wer im konkreten Fall 
unter Berücksichtigung aller Umstände dem 
Verbraucher eine wesentliche Information 
vorenthält, 
 
1.    die der Verbraucher je nach den Um-
ständen benötigt, um eine informierte 
geschäftliche Entscheidung zu treffen, und 
 
2. deren Vorenthalten geeignet ist, den 
Verbraucher zu einer geschäftlichen Ent-
scheidung zu veranlassen, die er andernfalls 
nicht getroffen hätte. 
 
Als Vorenthalten gilt auch 
 
1.das Verheimlichen wesentlicher Informa-
tionen, 
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2. die Bereitstellung wesentlicher Informa-
tionen in unklarer, unverständlicher oder 
zweideutiger Weise, 
 
3. die nicht rechtzeitige Bereitstellung wesent-
licher Informationen. 

(3) Werden Waren oder Dienstleistungen unter 
Hinweis auf deren Merkmale und Preis in einer 
dem verwendeten Kommunikationsmittel ange-
messenen Weise so angeboten, dass ein durch-
schnittlicher Verbraucher das Geschäft abschlie-
ßen kann, gelten folgende Informationen als we-
sentlich im Sinne des Absatzes 2, sofern sie sich 
nicht unmittelbar aus den Umständen ergeben:  
 
1. alle wesentlichen Merkmale der Ware oder 
Dienstleistung in dem dieser und dem verwen-
deten Kommunikationsmittel angemessenen 
Umfang; 
 
2. die Identität und Anschrift des Unternehmers, 
gegebenenfalls die Identität und Anschrift des 
Unternehmers, für den er handelt; 
 
3. der Gesamtpreis oder in Fällen, in denen ein 
solcher Preis auf Grund der Beschaffenheit der 
Ware oder Dienstleistung nicht im Voraus be-
rechnet werden kann, die Art der Preisberech-
nung sowie gegebenenfalls alle zusätzlichen 
Fracht-, Liefer- und Zustellkosten oder in Fällen, 
in denen diese Kosten nicht im Voraus berechnet 
werden können, die Tatsache, dass solche zu-
sätzlichen Kosten anfallen können; 
 
4. Zahlungs-, Liefer- und Leistungsbedingungen 
sowie Verfahren zum Umgang mit Beschwerden, 
soweit sie von Erfordernissen der fachlichen 
Sorgfalt abweichen, und 
 
5. das Bestehen eines Rechts zum Rücktritt oder 
Widerruf. 
 

(3) Werden Waren oder Dienstleistungen unter 
Hinweis auf deren Merkmale und Preis in einer 
dem verwendeten Kommunikationsmittel ange-
messenen Weise so angeboten, dass ein durch-
schnittlicher Verbraucher das Geschäft abschlie-
ßen kann, gelten folgende Informationen als we-
sentlich im Sinne des Absatzes 2, sofern sie sich 
nicht unmittelbar aus den Umständen ergeben:  
 
1. alle wesentlichen Merkmale der Ware oder 
Dienstleistung in dem dieser und dem verwen-
deten Kommunikationsmittel angemessenen 
Umfang; 
 
2. die Identität und Anschrift des Unternehmers, 
gegebenenfalls die Identität und Anschrift des 
Unternehmers, für den er handelt; 
 
3. der Gesamtpreis oder in Fällen, in denen ein 
solcher Preis auf Grund der Beschaffenheit der 
Ware oder Dienstleistung nicht im Voraus be-
rechnet werden kann, die Art der Preisberech-
nung sowie gegebenenfalls alle zusätzlichen 
Fracht-, Liefer- und Zustellkosten oder in Fällen, 
in denen diese Kosten nicht im Voraus berechnet 
werden können, die Tatsache, dass solche zu-
sätzlichen Kosten anfallen können; 
 
4. Zahlungs-, Liefer- und Leistungsbedingungen 
sowie Verfahren zum Umgang mit Beschwerden, 
soweit sie von Erfordernissen der unternehme-
rischen Sorgfalt abweichen, und 
 
5. das Bestehen eines Rechts zum Rücktritt oder 
Widerruf. 
 

(4) Als wesentlich im Sinne des Absatzes 2 gelten 
auch Informationen, die dem Verbraucher auf 
Grund gemeinschaftsrechtlicher Verordnungen 
oder nach Rechtsvorschriften zur Umsetzung 
gemeinschaftsrechtlicher Richtlinien für 
kommerzielle Kommunikation einschließlich 
Werbung und Marketing nicht vorenthalten 
werden dürfen. 

(4) Als wesentlich im Sinne des Absatzes 2 gelten 
auch Informationen, die dem Verbraucher auf 
Grund unionsrechtlicher Verordnungen oder 
nach Rechtsvorschriften zur Umsetzung 
unionsrechtlicher Richtlinien für kommerzielle 
Kommunikation einschließlich Werbung und 
Marketing nicht vorenthalten werden dürfen. 

 (5) Bei der Beurteilung, ob Informationen 
vorenthalten wurden, sind zu berücksichtigen: 
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1. räumliche oder zeitliche Beschränkungen 
durch das für die geschäftliche Handlung 
gewählte Kommunikationsmittel sowie 
 
2.  alle Maßnahmen des Unternehmers, um 
dem Verbraucher die Informationen auf andere 
Weise als durch das Kommunikationsmittel 
nach Nummer 1 zur Verfügung zu stellen. 

 (6) Unlauter handelt auch, wer den kommer-
ziellen Zweck einer geschäftlichen Handlung 
nicht kenntlich macht, sofern sich dieser nicht 
unmittelbar aus den Umständen ergibt, und das 
Nichtkenntlichmachen geeignet ist, den 
Verbraucher zu einer geschäftlichen Ent-
scheidung zu veranlassen, die er andernfalls 
nicht getroffen hätte. 

Anhang (zu § 3 Absatz 3) Anhang (zu § 3 Absatz 3) 

13. Werbung für eine Ware oder Dienstleistung, 
die der Ware oder Dienstleistung eines Mitbe-
werbers ähnlich ist, wenn dies in der Absicht ge-
schieht, über die betriebliche Herkunft der be-
worbenen Ware oder Dienstleistung zu täu-
schen; 
 

13.   Werbung für eine Ware oder Dienstleistung, 
die der Ware oder Dienstleistung eines 
bestimmten Herstellers ähnlich ist, wenn dies in 
der Absicht geschieht, über die betriebliche 
Herkunft der beworbenen Ware oder 
Dienstleistung zu täuschen; 

14. die Einführung, der Betrieb oder die Förde-
rung eines Systems zur Verkaufsförderung, das 
den Eindruck vermittelt, allein oder hauptsäch-
lich durch die Einführung weiterer Teilnehmer in 
das System könne eine Vergütung erlangt wer-
den (Schneeball- oder Pyramidensystem); 
 

14. die Einführung, der Betrieb oder die 
Förderung eines Systems zur Verkaufsförderung, 
bei dem vom Verbraucher ein finanzieller 
Beitrag für die Möglichkeit verlangt wird, allein 
oder hauptsächlich durch die Einführung 
weiterer Teilnehmer in das System eine 
Vergütung zu erlangen (Schneeball- oder 
Pyramidensystem); 

29. die Aufforderung zur Bezahlung nicht bestell-
ter Waren oder Dienstleistungen oder eine Auf-
forderung zur Rücksendung oder Aufbewahrung 
nicht bestellter Sachen und 
 

29. die Aufforderung zur Bezahlung nicht 
bestellter, aber gelieferter Waren oder 
erbrachter Dienstleistungen oder eine 
Aufforderung zur Rücksendung oder 
Aufbewahrung nicht bestellter Sachen und 
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